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Q & A zur Umsetzung der Industrieemissions-Richtlinie  

In der öffentlichen Diskussion über die Umsetzung der Industrieemissions-Richtlinie 
wurde das BMUKN immer wieder mit Bedenken und Forderungen konfrontiert, die 
gegebenenfalls nun auch Gegenstand der Beratungen im parlamentarischen Verfahren 
sein werden. Der Gesetzentwurf verfolgt im Kern das Konzept einer bürokratiearmen 
1:1 Umsetzung und stellt im Übrigen das Ergebnis eines Gesamtkompromisses in der 
Bundesregierung dar. Dieses Q&A-Dokument soll dazu dienen, die Sicht der 
Bundesregierung und bei einzelnen fachlichen Fragen die Position des BMUKN 
darzustellen und eine fundierte Grundlage für die weitere Beratung des 
Regierungsentwurfs zu schaffen.  
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I. Übergeordnete Frage 

Warum wird ein temporärer „Stop-the-clock“-Mechanismus bis zum 
Abschluss der Diskussionen über den Umwelt-Omnibus von Seiten der 
Bundesregierung abgelehnt? 

Die Frist für die Umsetzung der Novelle der IED endet am 1. Juli 2026. Die 
Europäische Kommission hat deutlich gemacht, dass die 
Umsetzungsverpflichtung ungeachtet des Umwelt-Omnibus unverändert bestehen 
bleibt. Ein „Stop-the-Clock“ der nationalen Umsetzung wäre daher rechtlich und 
praktisch nicht umsetzbar, ohne den Bund in Konflikt mit seinen unionsrechtlichen 
Verpflichtungen zu bringen.  

Zudem wurden die im Entwurf der EU-Kommission zum Umwelt-Omnibus 
enthaltenen Erleichterungen (wie die Verschiebung der Frist für die Einführung 
eines Umweltmanagementsystems von 2027 auf 2030, der Wegfall des 
Anlagenbezugs beim Umweltmanagement, die Streichung des 
Transformationsplans oder die Streichung des IED-eigenen 
Chemikalienmanagements) bereits umfänglich in den Gesetz- und 
Verordnungsentwürfen zur IED-Umsetzung abgebildet, daher ist ein Abwarten 
auch aus fachlicher Sicht nicht notwendig. Vielmehr ist es so, dass die meisten 
Veränderungen der novellierten IED erst mit neuen BVT-Schlussfolgerungen 
(BREF) ihre Wirksamkeit entfalten, so dass eine zeitliche Staffelung schon 
prozessual sichergestellt ist. 

Darüber hinaus will die Bundesregierung mit der Umsetzung der IED auch 
Maßnahmen zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren umsetzen. So 
werden beispielsweise die Möglichkeit des vereinfachten Verfahrens ausgeweitet 
(reguläre Verfahrensdauer drei statt sieben Monate) oder die Erleichterungen für 
Umweltverträglichkeitsprüfungen eingeführt; dies entlastet Unternehmen wie 
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Genehmigungsbehörden. Hier soll zügig Planungs- und Rechtssicherheit geschaffen 
werden.  

Letztlich birgt ein Zuwarten mit der nationalen Umsetzung auch Risiken und 
Nachteile für Wirtschaftsbeteiligte verschiedener Branchen: Aufbauend auf der 
IED-Umsetzung und einer daran anschließenden Anpassung der TA Luft sind bis 
November 2026 drei BVT-Schlussfolgerungen umzusetzen: Abgasreinigung in der 
Chemie; Metallverarbeitung; Textilien. Für die davon betroffenen Branchen 
bedeutete eine Aufschiebung der IED-Novelle rechtliche Unsicherheit, da die 
Länderbehörden dann die europäischen Vorgaben trotzdem umsetzen müssten. Die 
für die Tierhaltung wichtige Fristverlängerung zum Umbau der Ställe ist ebenfalls 
erst nach der Umsetzung der IED-Novelle möglich, da auch diese Änderung formal 
auf die IED-Umsetzung und die Anpassung der TA Luft aufbaut.  

II. Fragen zu Regelungen im Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

1. Warum wird der Ausnahmetatbestand wegen des geografischen Standortes 
oder lokaler Umweltbedingungen nur in Bezug auf den Wasserverbrauch 
umgesetzt? 

Artikel 15 (5) der IED sieht vor, dass eine Ausnahme gewährt werden kann, wenn 
die Einhaltung der mit den besten verfügbaren Techniken (BVT) assoziierten 
Emissionswerte im konkreten Einzelfall wegen des geografischen Standorts und 
lokaler Umweltbedingungen oder wegen technischer Eigenschaften der Anlage 
unverhältnismäßig hohe Kosten im Vergleich zum Umweltnutzen verursachen 
würde. 

Der Ausnahmetatbestand wegen technischer Merkmale der betreffenden Anlage ist 
bereits im Bundes-Immissionsschutzgesetz umgesetzt. Hinsichtlich des 
Ausnahmetatbestandes wegen des geografischen Standorts und lokaler 
Umweltbedingungen wurde die Ausnahme nur in Bezug auf den Wasserverbrauch 
umgesetzt. Es liegt der Bundesregierung bis dato keine Kenntnis konkreter 
Anwendungsfälle vor, in denen eine Ausnahme wegen des geografischen Standorts 
oder der lokalen Umweltbedingungen zu erteilen wäre. Eine Ausweitung der 
Ausnahme auf Emissionen ist aus Sicht des BMUKN zudem mit dem in Deutschland 
seit über 50 Jahren gültigen Prinzip der standortunabhängigen Vorsorge nicht 
vereinbar. Vor diesem Hintergrund sieht das BMUKN die Umsetzung dieser 
Ausnahmeregelung sehr kritisch, zumal unbestimmte Tatbestandsmerkmale aus 
Sicht des Federführers zusätzlichen behördlichen Prüfaufwand und damit 
Verzögerungen verursachen; vgl. hierzu ergänzend weiter unten die „Fragen zum 
Wasserrecht“ 
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2. Wie ist die Position der Bundesregierung hinsichtlich der Veröffentlichung 
„konsolidierter Genehmigungsauflagen“? 

Genehmigungen mussten schon unter der alten IED veröffentlicht werden. Die 
Vorgaben der IED wurden nun dahingehend konkretisiert, dass die Informationen 
kostenlos, leicht auffindbar und ohne Zugangsbeschränkungen veröffentlicht werden 
müssen und gegebenenfalls „konsolidierte Genehmigungsauflagen“ beizufügen 
sind.  

Konsolidierte Genehmigungsauflagen dienen der Transparenz und sollen der 
interessierten Öffentlichkeit die Möglichkeit geben, möglichst schnell zu erfassen, 
welche Auflagen durch die jeweilige Anlage zu erfüllen sind.  

Weil es in DEU teilweise sehr alte Genehmigungen gibt und eine Aufarbeitung sehr 
langwierig wäre, fordert die Bundesregierung im Rahmen des Omnibus-Prozesses 
jedoch, dass die Verpflichtung zur Erstellung konsolidierter Genehmigungsauflagen 
nur in die Zukunft gerichtet gilt, d.h. nur für Anlagen, die nach dem 1. Juli 2026 
neu genehmigt werden. Grundsätzlich machen konsolidierte 
Genehmigungsauflagen auch für Behörden Sinn, da darin das zu Überwachende 
leicht ersichtlich und aktuell ist.  

Allgemein hat man sich im Rahmen des Chemieagenda-Prozesses darauf geeinigt, 
dass Veröffentlichungspflichten im Hinblick auf den Erkenntnisgewinn, den 
bürokratischen Aufwand, die Cybersicherheit und den Schutz von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen nochmals zu betrachten und neu auszutarieren sind; vgl. 
auch Antwort auf Frage 3.  

3. Wie ist die Position der Bundesregierung hinsichtlich des Schutzes Kritischer 
Infrastruktur in immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren? 

Der Regierungsentwurf zur IED Umsetzung sieht bereits die Möglichkeit vor, 
verteidigungsrelevante Aspekte zu schwärzen (§ 10 Abs. 2 BImSchG) Darüber 
hinaus hat sich der Koalitionsausschuss dafür ausgesprochen, den Schutz von 
Kritischer Infrastruktur (KRITIS) durch angemessene Transparenzregeln zu stärken. 
Künftig soll der Sicherheit von KRITIS gegenüber Transparenzregelungen Vorrang 
eingeräumt werden. Es ist geplant, das Bundes-Immissionsschutzgesetz um 
entsprechende Regelungen zu ergänzen, um einen effektiven Schutz 
Kritischer Infrastruktur sicherzustellen.  

4. Warum wird der Begriff der „kontinuierlichen Verminderung“ in §1 BImSchG 
eingeführt?  

Die Formulierung dient der Richtlinienumsetzung. Im Rahmen der Novelle wurde 
Artikel 1 Absatz 2 der IED dahingehend ergänzt, dass die IED auch Vorschriften zur 
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„kontinuierlichen Verminderung“ enthält. Der entsprechenden Ergänzung in § 1 
Absatz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) kommt lediglich eine 
klarstellende Funktion zu. Die kontinuierliche Verminderung ist eine 
Konkretisierung der Zielsetzung der Richtlinie und keine neue Anforderung an einen 
Betreiber, die Emissionen der Anlage kontinuierlich zu verringern.  

Die Betreiberpflichten des BImSchG in Bezug auf genehmigungsbedürftige 
Anlagen weisen bereits jetzt einen dynamischen Charakter auf. Der aktuelle § 5 
BImSchG fordert von Betreibern, Vorsorge gegen Emissionen nach dem Stand der 
Technik zu treffen. Anpassungen und Aktualisierungen der einschlägigen 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften, aus denen sich eine Anpassung 
der Anlagengenehmigung ergeben kann, sind dem Immissionsschutzrecht inhärent. 
Es ist nicht beabsichtigt, hiermit zum Ausdruck zu bringen, dass die Anforderungen 
aus den BVT-Schlussfolgerungen (Sevilla Prozess) künftig einheitlich für alle 
genehmigungsbedürftigen (d.h. IED- sowie Nicht-IED) - Anlagen umgesetzt werden.  

Aus rechtssystematischen Gründen erfolgt die Ergänzung in § 1 Absatz 2 BImSchG, 
der sich auf sämtliche genehmigungsbedürftige Anlagen bezieht. 

5. Was bedeutet „strengstmögliche“ Grenzwertfestsetzung nach Art. 15 Absatz 3 
IED? 

Mit dieser Neuerung wird eine Änderung bei der Grenzwertfestsetzung dahingehend 
bezweckt, dass die Grenzwerte nicht einfach am oberen Ende der Bandbreiten, 
sondern möglichst ambitioniert festgesetzt werden. Dies ist aus Sicht des BMUKN 
sachgerecht. Durch die Inblicknahme einzelner Anlagenkategorien sowie die 
bestehenden Ausnahmetatbestände ist sichergestellt, dass es nicht zu einer 
unverhältnismäßigen Belastung der Anlagenbetreiber kommt. Zudem war eine 
Auseinandersetzung mit den technischen Möglichkeiten in jedem Mitgliedstaat auch 
in der Vergangenheit bereits notwendig und hat oft aber nicht zwingend dazu 
geführt, dass häufig ein Grenzwert am oberen Ende der Bandbreiten festgesetzt 
wurde.  

Der neue Artikel 15 Absatz 3 IED gilt dabei aber nur für neue BVT-
Schlussfolgerungen nach Juli 2026 und hat weder Auswirkungen auf die 
Anwendung der aktuellen BVTs noch auf bestehende Genehmigungen. In 
Deutschland werden BVT-Schlussfolgerungen weiterhin durch Rechtsverordnungen 
oder Verwaltungsvorschriften umgesetzt. Das heißt, der "strengstmögliche" 
Grenzwert wird bereits auf Ebene der Normgebung festgesetzt. BMUKN geht hier 
daher nicht von zusätzlichen Klagerisiken aus. 

Um eine Überforderung der Anlagenbetreiber auszuschließen und 
Verlagerungsprozessen von Produktion in das außereuropäische Ausland 
vorzubeugen, wurde im Prozess zur Chemieagenda 2045 zudem vereinbart, dass 
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sich die Bundesregierung bei der Festlegung von Emissionsbandbreiten und - 
grenzwerten im Sevilla-Prozess sowie auf nationaler Ebene eng mit der Industrie, 
Ländern und Verbänden abstimmen und sich ausschließlich für technisch und 
finanziell angemessene sowie wirtschaftlich tragfähige Werte einsetzen wird. 
So kann eine fundiertere deutsche Positionierung erfolgen und die Industrie kann 
durch ihre aktive Mitarbeit transparent ins Verfahren einbezogen werden. 

6. Was ist die Position der Bundesregierung in Bezug auf Anhang II IED? 

Der Anhang II der IED wurde eins zu eins übernommen. Er sieht vor, welche 
Aspekte zukünftig berücksichtigt werden müssen, um eine Ausnahme von den BVT-
Bandbreiten zu genehmigen. Hierbei geht es um Vereinheitlichung. Zur 
Konkretisierung plant die KOM einen delegierten Rechtsakt zu erlassen.  

In Bezug auf Anhang II IED i.V.m. Art. 15 Absatz 5 befürchtet die Bundesregierung 
jedoch einen erheblichen zusätzlichen Aufwand für die Behörden und Betreiber, 
dem kein entsprechender Umweltnutzen gegenübersteht. Im Rahmen des Umwelt-
Omnibus wird daher die Streichung des Anhangs II der IED gefordert.  

III. Fragen zu Vorgaben zum Umweltmanagementsystem 

1. Wie ist die Position der Bundesregierung hinsichtlich der 
Veröffentlichungspflichten im Rahmen des Umweltmanagementsystems? 

Zum UMS sieht die IED in Artikel 14 a Abs. 4 vor, dass die wichtigsten Teile des 
UMS veröffentlicht werden sollen. Dazu soll ein delegierter Rechtsakt erlassen 
werden. Dieser sollte nun eigentlich im Rahmen des Omnibusses gestrichen 
werden. Nach Kritik der Mitgliedstaaten an der Streichung und der Pflicht allgemein 
sieht die KOM jetzt vor, die Veröffentlichungspflicht trotzdem beizubehalten und 
Leitlinien zu verabschieden. Die Bundesregierung fordert jedoch weiterhin den 
gänzlichen Verzicht auf diese neue Veröffentlichungspflicht zum UMS im 
Rahmen des Umwelt-Omnibus.  

2. Wie ist die Position der Bundesregierung hinsichtlich der Zertifizierungspflicht 
im Rahmen des Umweltmanagementsystems? 

Der Regierungsentwurf baut auf dem bewährten System der Zertifizierung bzw. 
Konformitätsprüfung auf. EMAS und ISO 14001 erfüllen die Anforderungen des 
Regierungsentwurfs. EU-weit einheitliche Zertifizierungsanforderungen vermeiden 
Verzögerungen durch behördliche Prüfungen in den Genehmigungsverfahren und 
schaffen ein level playing field für EU-weit tätige Betreiber.  
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Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen der Verhandlungen zum Umwelt-
Omnibus dafür ein, dass die Vorgaben zum Umweltmanagement konsequent auf 
etablierten Systemen aufbauen. Um eine praxistaugliche und bürokratiearme 
Umsetzung zu gewährleisten, sollte die Überprüfung zudem nicht im Rahmen der 
Genehmigungsverfahren und nicht unmittelbar durch die Behörden erfolgen. 
Zusätzlich sollte klargestellt werden, dass andere Umweltmanagementsysteme, die 
die Anforderungen von Artikel 14a erfüllen und von externen Experten geprüft 
werden, ebenfalls anerkannt werden. 

3. Ist das Vorliegen eines UMS Genehmigungsvoraussetzung? 

Durch die Umsetzung der UMS-Vorgaben der IED in der 45. BImSchV sind die 
Anforderungen an das UMS gerade nicht Gegenstand der Anlagengenehmigung 
durch die zuständigen Behörden; vielmehr stellt die Umsetzung eines 
konformitätsgeprüften UMS eine an den Betreiber gerichtete Verpflichtung dar, 
deren Einhaltung lediglich durch die Vorlage des Zertifikats bei der zuständigen 
Behörde nachzuweisen ist. Die im Regierungsentwurf des BImSchG dargelegte 
Vermutungsregelung stellt sicher, dass die Behörde zwar das Vorhandensein des 
Zertifikats aber nicht die Eignung des Systems prüfen muss, wenn es sich um ein 
gemäß den Anforderungen der 45. BImSchV konformitätsgeprüftes 
Umweltmanagementsystem handelt. Dadurch wird sichergestellt, dass die 
Zuständigkeiten von Ordnungsrecht und Umweltbegutachtung klar voneinander 
abgegrenzt bleiben. Für neue Anlagen ist in dem Verordnungsentwurf zudem eine 
Übergangsfrist von drei Jahren zum „Einfahren“ des UMS vorgesehen, bevor es 
extern zertifiziert werden muss.  

4. Was ist die Position der Bundesregierung in Bezug auf 
Umweltleistungswerte? 

Die IED unterscheidet verpflichtende und indikative Umweltleistungswerte, d.h. 
solche, die durch den Betreiber nachweislich eingehalten werden, und solche, die 
nur indikativ und daher nur im UMS berücksichtigt werden müssen. Indikative 
Umweltleistungswerte müssen als sogenannte „Orientierungswerte für die 
Umweltleistung“ bei der Ausrichtung des Zielekanons des UMS Berücksichtigung 
finden. Eine behördliche Kontrolle findet nicht statt. Der Nachweis erfolgt durch 
die Zertifizierung des UMS bzw. einen gültigen EMAS-Bescheid ohne 
Zusatzaufwand.  

Zukünftig aus neuen BVT-Schlussfolgerungen übernommene und entsprechend 
festgelegte verpflichtende Umweltleistungswerte („Umweltleistungsgrenzwerte“) 
müssen eingehalten werden und unterliegen der behördlichen Kontrolle. Die 
Unterscheidung zwischen verpflichtend und indikativ setzen wir um, d.h. es werden 
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keine Rechtsfolgen an die indikativen Werte geknüpft, die die IED selbst nicht 
vorsieht. 

Erst im Sevilla-Prozess kann anhand der im betroffenen Sektor vorliegenden Daten 
– und somit auch nach einem entsprechenden Dialog mit den betroffenen Branchen 
– entschieden werden, um welche der beiden Kategorien es sich handelt. Die ersten 
Erfahrungen aus den aktuell in Bearbeitung befindlichen BREFs deuten darauf hin, 
dass voraussichtlich ohnehin indikative Umweltleistungswerte dominieren werden.  

Da die ersten Praxiserfahrungen bei der Erarbeitung von BVT-Schlussfolgerungen 
zeigen, dass die Bestimmung von Umweltleistungsgrenzwerten herausfordernd ist, 
setzt sich die Bundesregierung im Rahmen des Umwelt-Omnibus dafür ein, dass der 
Artikel 15 (4) dahingehend präzisiert wird, dass im Regelfall bindende Vorgaben zu 
ergänzenden Umweltleistungswerten zu Gunsten einer indikativen Betrachtung 
über die Umweltmanagementsysteme der Unternehmen zurückgestellt werden 
sollen.  

IV. Fragen zum Wasserrecht 

1. Warum wird der Ausnahmetatbestand wegen des geografischen Standortes 
oder lokaler Umweltbedingungen im Wasserhaushaltsgesetz (WHG) nicht 
umgesetzt? 

Siehe zu diesem Ausnahmetatbestand bereits die Ausführungen unter Punkt II.1 
(zum BImSchG). Es handelt es sich um den einzigen Ausnahmetatbestand der IED, 
der im WHG nicht umgesetzt worden ist. Es gibt diesen Ausnahmetatbestand in der 
IED bereits seit 16 Jahren; er ist im deutschen Recht aber bislang nicht umgesetzt 
worden. Die Umsetzung des Ausnahmetatbestandes würde auch im WHG die 
Abkehr von der seit langem etablierten technikbezogenen Vorsorge 
(standortunabhängige Festlegung von Emissionsgrenzwerten für 
Abwassereinleitungen nach dem Stand der Technik) und damit einen 
Standardabbau beim Gewässerschutz bedeuten. Das dem Ausnahmetatbestand 
zugrunde liegende Konzept, Gewässer in einem guten Zustand stärker 
verschmutzen zu dürfen, wäre regelmäßig mit den Bewirtschaftungszielen der 
WRRL nicht zu vereinbaren. Auch für den wasserwirtschaftlichen Vollzug ist davon 
auszugehen, dass die Umsetzung dieses Ausnahmetatbestandes, gerade auch im 
Kontext der WRRL, zusätzlichen behördlichen Prüfaufwand und damit 
Verfahrensverzögerungen verursachen würde. Vor diesem Hintergrund sieht das 
BMUKN die Umsetzung dieses Ausnahmetatbestands auch im WHG sehr kritisch. 
Auf die Umsetzung des Ausnahmetatbestands soll nach dem o.g. 
Gesamtkompromiss auch trotz künftig einzuhaltender strengerer 
Emissionsgrenzwerte verzichtet werden.  
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2. Wie steht die Bundesregierung zur Direktwirkung von BVT-
Schlussfolgerungen im Wasserrecht (§61c WHG-E) 

Die IED schreibt für vorhandene Direkteinleitungen von Abwasser in ein Gewässer 
eine Umsetzung von BVT-Schlussfolgerungen innerhalb von vier Jahren nach ihrer 
Veröffentlichung vor.  
 
Nach §61c Abs. 1 Satz 1 WHG-E ist die Abwasserverordnung unverzüglich nach der 
Veröffentlichung von BVT-Schlussfolgerungen anzupassen. Insbesondere bei vor-
handenen Einleitungen ist es in der Vergangenheit zu Umsetzungsdefiziten gekom-
men, da der Vierjahreszeitraum für die Anpassung der Abwasserverordnung häufig 
nicht eingehalten werden konnte. In der Folge gab es unterschiedliche Rechtsauf-
fassungen zur unmittelbaren Geltung von Emissionsbandbreiten aus BVT-Schluss-
folgerungen vor entsprechender Anpassung der Abwasserverordnung ohne aus-
drückliche Regelung im WHG. 
 
Deshalb ist nach §61c Abs. 5 Satz 2 WHG-E nun eine unmittelbare Anwendung 
von BVT-Schlussfolgerungen durch die zuständige Behörde vorgesehen, wenn 
innerhalb dieser vier Jahre keine Anpassung der Abwasserverordnung erfolgt ist.  
Diese Neuregelung dient der Vermeidung von Umsetzungslücken und schafft 
zugleich Rechtssicherheit für die Anlagenbetreiber.  
Eine nochmalige technische Umstellung der Abwasserbehandlung nach Inkrafttreten 
von Änderungen der Abwasserverordnung soll verhindert werden. Dafür sollen be-
hördlich festgelegte Anforderungen fortgelten und zwar auch dann, wenn die Abwas-
serverordnung nachträglich abweichende Werte vorsieht. Zugleich wird hierdurch si-
chergestellt, dass Verzögerungen auf staatlicher Seite nicht zulasten der Anla-
genbetreiber gehen.  

3. Führt die Umsetzung der IED dazu, dass Wasser sauberer eine Industrieanlage 
verlassen muss, als es reingegangen ist? 

Nein. Aus Sicht des BMUKN ist dies nicht der Fall. In der Abwasserverordnung gibt 
es klare Regelungen, dass die Vorbelastung von Wasser bei der Entnahme aus ei-
nem Gewässer berücksichtigt werden kann, soweit die entnommene Fracht bei der 
Einleitung in das Gewässer noch vorhanden ist. Durch die Änderung der IED ändert 
sich an dieser Sachlage nichts. 
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